


Zum Inhalt:

Infektions- und Bevölkerungsschutz

Die Corona-Pandemie hält nach wie vor die Welt in Atem. Immer
rasanter breitet sich das Corona-Virus SARS-CoV-2 aus.
Dementsprechend rückt das Infektionsschutzgesetz (IfSG) von
Anfang an in das Zentrum des Pandemiegeschehens.
Ursprünglich war es nicht auf eine Pandemie eines solchen
Ausmaßes ausgerichtet. Deshalb musste gründlich
nachgebessert und reformiert werden. Das geschah innerhalb
des Jahres 2020 durch drei rasch aufein ander folgende
Bevölkerungsschutzgesetze, genannt „Gesetze zur epidemischen
Lage von nationaler Tragweite“, von denen das Dritte vom
18.11.2020 mit dem heftig diskutierten neuen § 28a IfSG
besonders umfassend war.

Die Themen

Der Ratgeber nimmt sich aller Rechtsthemen im Zusammenhang
mit der Gefährlichkeit des neuartigen Virus und den von Bund
und Ländern beschlossenen Schutzmaßnahmen an. Im Einzelnen
werden folgende Schwerpunkte abgehandelt:

Das Infektionsschutzgesetz als Rechtsgrundlage

Die Organisation des Infektionsschutzes und Bedeutung der
Gesundheitsämter

Epidemische Lage von nationaler Tragweite

Schutzmaßnahmen im neuen § 28a IfSG



Quarantäneregelungen

Impfungen und Impfpflichte

Antigen-Schnelltest

Abgerundet wird der Ratgeber durch ein Infektionsschutz-ABC,
das kurz und bündig über die einschlägigen Begriffe Auskunft
gibt. Des Weiteren wird die Darstellung veranschaulicht durch
Grafiken und Infokästen.



Infektionsschutzrecht 
in Zeiten von Corona

Der Ratgeber zu den
Infektionsgefahren und
Schutzmaßnahmen

 

von

Patrick Aligbe, LL. M. (Medizinrecht),
Teamleiter Arbeitsmedizin B∙A∙D GmbH, München

 

 

 

 

 

 



3Vorwort

Die Corona-Pandemie hält nach wie vor die Welt in Atem. Immer
rasanter breitet sich das Coronavirus SARS-CoV-2 aus. Am
1.3.2020 hatte die Weltgesundheitsorganisation (WHO) den
COVID-19-Ausbruch zu einer Pandemie erklärt. Spätestens zu
diesem Zeitpunkt war auch für Deutschland klar, dass gezielte
Schutzmaßnahmen getroffen werden müssen.

Die sich verschärfende Pandemie bildete von Anfang an auch
eine enorme Herausforderung für die Akteure und das
Regelwerk des Arbeitsschutzrechts (s. dazu näher die Broschüre
„Arbeits- und Gesundheitsschutz in Zeiten von Corona, 2. Aufl.
2020“). In gleicher Weise rückte aber immer rascher auch das
Infektionsschutzrecht in das Zentrum des Pandemiegeschehens.
Schon bald wurde klar, dass die Instrumente des
Infektionsschutzgesetzes nicht ausreichen und dass gründlich
nachgebessert und reformiert werden musste. Dies geschah
innerhalb des Jahres 2020 durch drei rasch aufeinander folgende
Bevölkerungsschutzgesetze, genannt „Gesetze zur epidemischen
Lage von nationaler Tragweite“, von denen das Dritte vom
18.11.2020 mit dem heftig diskutierten neuen § 28a IfSG
(vgl. Kapitel 4) besonders umfassend war. Auf diese Weise hat
sich ein winziges Virus zum Treiber im Arbeitsschutzrecht und im
Infektionsschutzrecht entwickelt. Die diesbezüglichen Normen
und Regelwerke befinden sich vor dem Hintergrund der
Pandemie in einem fortlaufenden Anpassungs- und
Veränderungsprozess, dessen Ende nicht absehbar ist.



Die öffentliche Diskussion ist geprägt von den täglichen
Meldungen zur Entwicklung des Infektionsgeschehens und zu
den Veränderungen der Corona-Zahlen. In den Dokumentationen
des  Robert Koch-Instituts (RKI) lässt sich von Tag zu Tag als eine
Art „Fieberkurve“ durch das Ansteigen bzw. Sinken der
bestätigten Infektionen und Todesfälle ablesen, welchem
Leidensdruck wir ausgesetzt sind. Ein Blick auf die Online-
Plattform der Johns-Hopkins-Universität zeigt, dass es in unseren
Nachbarstaaten nicht besser ist. Ab Ende letzten Jahres war in
Deutschland ein erschreckender Anstieg der Infektions- und
Todeszahlen zu verzeichnen. Die von Bund und Ländern
getroffenen Gegenmaßnahmen – wie Shutdown bzw. Lockdown –
verfolgen das erklärte Ziel, einer Überforderung der
Gesundheitsämter, einer Überlastung der Krankenhäuser sowie
einem Anstieg der Intensivbetten-Auslastung entgegenzuwirken.

Das berühmte Licht am Ende des Tunnels wird in der Entwicklung
von Impfstoffen gesehen und vor allem darin, dass ab der
Jahreswende 2020/21 in Deutschland mit Impfungen begonnen
wird. Im Übrigen handelt es sich bei den Corona-Impfstoffen
vornehmlich um neuartige mRNR-Impfstoffe, bei welchen noch
nicht gänzlich bekannt ist, wie umfassend sie die geimpfte Person
zu schützen vermögen. Dies macht es erforderlich, sich auch mit
den Fragen der Impfung und von Impfpflichten
auseinanderzusetzen. Eine weitere wichtige Fragestellung ist
auch, inwieweit von Schutzmaßnahmen (z. B. Quarantäne)
betroffene Personen Entschädigungen erhalten können, wenn sie
durch die staatlichen Maßnahmen Verdienstausfälle erleiden.

In dem Dreieck zwischen Gesetz, Angst und Vernunft gilt es, den
von gegenseitiger Verantwortung und Respekt getragenen Weg
durch die Corona-Krise zu finden. Dies erfordert vorrangig



Gelassenheit, Information, Augenmaß, Prioritätensetzung und
lösungsorientierte Kreativität. Die vorliegende Broschüre will
hierzu einen Beitrag leisten.

München, im Dezember 2020

Patrick Aligbe, LL. M. (Medizinrecht), München
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71. Kapitel. Das Infektionsschutzgesetz
(IfSG) als Rechtsgrundlage

1. Wachsende Bedeutung des Infektionsschutzrechts

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) besteht schon seit dem Jahre
2000 und die Vorgängerfassung (das Bundes-Seuchengesetz) ist
bereits im Jahr 1961 in Kraft getreten. Lange führte es ein
Schattendasein in der nicht immer leicht zu überblickenden
Menge an Rechtsvorschriften. Nur vereinzelt kam die
Bevölkerung mit dem IfSG in Kontakt. Dies erfolgte zum Beispiel
dann, wenn im Lebensmittelbereich eine „Belehrung nach § 43
IfSG“ benötigt wurde. An weitreichende Maßnahmen wie
Betriebsschließungen, Reisebeschränkungen oder massenhaft
Quarantäneanordnungen dachte da niemand, und viele konnten
sich so etwas auch gar nicht vorstellen.

Mit Beginn der Corona-Pandemie wurden aber von Seiten des
Staates Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus
SARS-CoV-2 erforderlich. Und diese mussten von Rechts wegen
im Wesentlichen auf das IfSG gestützt werden. Mehrfach wurde
im „Corona-Jahr“ 2020 das IfSG geändert, um auch rechtlich mit
dem Pandemiegeschehen mithalten zu können.

Epidemische Lagen von nationaler Tragweite können über das
Infektionsschutzrecht hinaus auch einen Katastrophenschutzfall
iSd Katastrophenschutzrechts darstellen. So hat z. B. Bayern im
Dezember 2020 zum zweiten Mal den Katastrophenschutzfall
ausgerufen. Hintergrund ist hierfür, dass im Katastrophenfall iSd
BayKSG weitergehende Maßnahmen (z. B. die Inanspruchnahme


